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THEMEN

VORWORT UND THEMEN

THEMENDie Europäische Union erlebt einen 

wirtschaftlichen Aufschwung und 

lockert schrittweise das öffentli-

che Leben. Die Pandemie wirkt jedoch 

noch deutlich nach. China und die USA 

haben sich schneller erholt und investie-

ren höhere Summen in die Wirtschaft. 

Großbritannien sucht nach dem Brexit 

nach einem erfolgversprechenden Weg 

in der Weltwirtschaft. Für die EU entsteht 

daraus politischer Handlungsdruck. 

In der aktuellen Ausgabe des Export- 

Managers blicken wir auf die  

Perspektiven für die EU, auf die Luftfahrt-

branche und die Insolvenzen in Deutsch-

land. In der Rubrik Finanzieren geht es 

um Finanzierungen entlang der Liefer-

kette, für die zunehmend Plattformen 

entstehen. Die rechtlichen Beiträge 

befassen sich mit neuen Zollregelungen, 

die vor allem den Onlinehandel mit 

geringen Warenwerten betreffen, sowie 

den Schlussanträgen zur Anti-Blocking-

VO im Fall Bank Melli und den neuen  

US-Sanktionen gegen chinesische  

Unternehmen. 

Ich wünsche Ihnen eine anregende  

Lektüre und guten Erfolg im Auslands-

geschäft!

Gunther Schilling
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EU erholt sich von 
der Krise
Viel Geld und schnellere Impfun-
gen sollen die europäische  
Wirtschaft aus der Krise führen. 
In ihrer Frühjahrsprognose vom 
12. Mai 2021 zeichnet die EU-
Kommission ein optimistisches 
Bild. Für die Jahre 2021 und 2022 
rechnen die Volkswirte mit 
einem realen Wirtschaftswachs-
tum in der EU von gut 4%.

Die Ärmel hochkrempeln will EU-
Wirtschaftskommissar Paolo Genti-
loni und das hohe Tempo der Impf-

kampagne in der EU aufrechterhalten. In 
einer Presseerklärung zur Veröffentli-
chung der neuen Frühjahrsprognose ver-
weist er auf die Auswirkungen des Investi-
tionsprogramms „NextGenerationEU“ in 
diesem und im nächsten Jahr. Vor allem 
die fiskalische Unterstützung trage zu 
einem starken Wachstum bei.

Wachstumsprognose erhöht

Die Volkswirte in Brüssel gehen für 2021 
von einem Anstieg des realen BIP um 
4,2% in der EU und von 4,3% im Euro-
Raum aus. Für das kommende Jahr 
erwarten sie jeweils ein Plus von 4,4%. In 
ihrer Winterprognose war die Kommis-
sion noch von Wachstumsraten zwischen 
3,7% und 3,9% ausgegangen. Im vergan-
genen Jahr hatte die Wirtschaftsleistung 
in der EU um 6,1% abgenommen und die 
des Euro-Raums lag um 6,6% unter dem 
Niveau von 2019. Ausgehend von der 
rückläufigen Entwicklung im ersten 
Quartal 2021 wäre für die erwartete 
Zunahme der Wirtschaftsleistung ein 
kräftiges Wachstum in den kommenden 
Monaten nötig. Für die ersten drei 
Monate 2021 weist Eurostat einen Rück-
gang des realen BIP in der EU von 1,8% 
aus, für den Euro-Raum beträgt das 
Minus 2,1%. Besonders starke Rück-
gänge meldeten bislang Deutschland 
(–3,1%), Spanien (–4,3%) und Portu-

gal (–5,4%). Dagegen konnte Frankreich 
um 1,5% zulegen.

Handelspartner im Fokus

Von den führenden deutschen Absatz-
märkten wird Frankreich nach der Prog-
nose der EU-Kommission 2021 am stärks-
ten zulegen. Allerdings ging dem realen 
Wachstum um 5,7% auch ein deutlicher 
Einbruch der Wirtschaftsleistung um 8,1% 
im Vorjahr voraus. Dagegen folgt in den 
Niederlanden auf einen vergleichsweise 
milden Rückgang des realen BIP um 3,7% 
eine Erholung von nur 2,3%. Polen gelingt 
2021 eine deutliche Belebung um 4,0% 
nach einem Minus von 2,7% im Vorjahr. 

In der deutschen Exportstatistik schlägt 
sich die Erholung der Nachbarländer 
bereits in einer kräftigen Zunahme der 

Lieferungen im März 2021 nieder. Der 
Absatz in Frankreich nahm um 21,5% zu, 
in den Niederlanden betrug das Plus 
20,6% und in Polen 22,5%. Insgesamt 
nahmen die innergemeinschaftlichen Lie-
ferungen in andere EU-Staaten im März 
um 21,2% zu. Für das erste Quartal 2021 
ergab sich ein Plus von 4,8%.

Staatliche Programme treiben 
Nachfrage

Eine wichtige Triebfeder des Aufschwungs 
sind staatliche Programme, die sowohl 
von den nationalen Regierungen als auch 
von der EU aufgelegt wurden. Dabei ging 
es zum einen um die Unterstützung von 
Unternehmen und Privathaushalten, die 
den Rückgang der Nachfrage dämpften. 
Zum anderen wurden aber auch umfang-
reiche staatliche Investitionen budgetiert 

Die EU-Kommission hat im Mai 2021 eine neue Industriestrategie vorgelegt.
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und Ausgaben vor allem für Gesundheits-
vorsorge und IT-Dienstleistungen getätigt.

Auf EU-Ebene treibt vor allem das Pro-
gramm „NextGenerationEU“ die Konjunk-
turerholung und Stärkung der europäi-
schen Wirtschaft voran. Insgesamt 
750 Mrd EUR stehen den Mitgliedstaaten 
als Aufbau- und Resilienzfazilität sowie in 
einigen kleineren Fazilitäten (REACT-EU, 
rescEU, InvestEU etc.) bis 2026 zur Verfü-
gung. Die Mitgliedstaaten haben dazu 
nationale Aufbau- und Resilienzpläne vor-
gelegt. Ziel sind Investitionen in eine 
grüne, digitale und resiliente EU. Der fran-
zösische Plan setzt bspw. gut die Hälfte 
der Mittel für den Klimaschutz ein, z.B. für 
die Förderung von Energiesparmaßnah-
men. Ein Viertel ist für die Digitalisierung 
von KMU und der Verwaltung vorgese-
hen. Zudem investiert die Regierung in 
die berufliche Bildung. 

Da die USA und China mit wesentlich grö-
ßeren Fiskalpaketen ihre ohnehin schon 
schneller wachsenden Wirtschaften 
antreiben, kommen aus Frankreich aller-
dings Forderungen nach einer Erhöhung 
des Aufbaufonds. Eine andere Möglich-
keit könnte die weitere Lockerung der 
Defizitregeln der EU sein. Allerdings ist die 
Staatsverschuldung in der EU bereits auf 
über 90% der jährlichen Wirtschaftsleis-
tung gestiegen. In der Euro-Zone sind es 
knapp 100%.

Eine langfristige Perspektive für die euro-
päische Industrie sucht die EU-Kommis-

sion in Allianzen mit privaten Unterneh-
men. Zunächst stand die Versorgung mit 
leistungsfähigen Batterien für E-Mobilität 
im Vordergrund, was zur Gründung der 
Batterie-Allianz führte. Nach der Verknap-
pung des Angebots von elektronischen 
Speicherchips will der für Industrie 
zuständige EU-Kommissar Thierry Breton 
nun eine Halbleiter-Allianz gründen. Im 
Zuge der Digitaloffensive sollen bis 2030 
mindestens 20% des Bedarfs an beson-
ders leistungsfähigen Halbleitern in der 
EU gefertigt werden. Weitere Allianzen 
sind für die Produktion und Anwendung 
von Wasserstoff sowie zur Entwicklung 
von Cloud-Lösungen geplant.

Dabei geht es allerdings nicht allein um 
Versorgungssicherheit und die Festigung 
von Lieferketten. Hier wären laut EU-Han-
delskommissar Valdis Dombrovskis ledig-
lich 30 Produkte zu betrachten. Auch die 
Konkurrenz zu Amerika und Asien wird 
zur Begründung europäischer Lösungen 
herangezogen. Denn vor allem in Asien – 
insbesondere in China – erhalten die dor-
tigen Anbieter umfangreiche staatliche 
Unterstützung, die ihnen Wettbewerbs-
vorteile verschafft. In den USA hat sich die 
Politik ebenfalls auf die Förderung der 
eigenen Industrie ausgerichtet. Im Fall der 
Cloud-Lösungen spielt auch der Daten-
schutz eine Rolle. Ob der Aufbau strategi-
scher Allianzen die Zukunft der europäi-
schen Industrie sichert, ist jedoch 
umstritten.�

Anzeige
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Luftfahrtbranche: 
Fracht statt 
Passagiere
Die Luftfahrtbranche leidet  
weiterhin unter den schweren 
Folgen der Pandemie. Nach 
Angaben der International Air 
Transport Association (IATA) ist 
der Gesamtverkehr im vergange-
nen Jahr um 66% gegenüber 
dem Vorjahr eingebrochen.

Nachdem der Covid-19-Ausbruch im 
Frühling 2020 die Branche mehrere 
Monate zum Erliegen gebracht 

hatte, war im Sommer eine leichte Erho-
lung der Passagierbeförderung festzustel-
len. Seitdem stagniert der Flugverkehr 
jedoch wieder und die Passagierbeförde-
rung lag im Januar nach einem erneuten 
Rückgang 72% unter dem Volumen des 
Vorkrisenmonats Januar 2019.

Der neuerliche Negativtrend im Perso-
nenflugverkehr ging auf eine weitere Ver-
schärfung der Reisebeschränkungen 
zurück, zu der sich Regierungen zahlrei-
cher Staaten angesichts der neuen Covid-
19-Varianten gezwungen sahen. Auch die 
Zahl der Inlandsflüge in China ist deutlich 
zurückgegangen, obgleich hier eine 
gewisse Erholung eingesetzt hat.

In deutlichem Gegensatz zur dramati-
schen Lage der Passagierbeförderung hat 
das Luftfrachtgeschäft derzeit Hochkon-
junktur. Im Januar hatten die Volumina 
bereits wieder ihr Vorkrisenniveau 
erreicht. Die Erträge sind höher, da die 
Frachtsätze aufgrund der fehlenden Kapa-
zität der Großraumpassagierflugzeug-
flotte weiterhin erhöht sind. Da sich der 
Anteil der Frachteinnahmen am Gesamt-
ertrag vor der Krise allerdings auf lediglich 
12% belief, kann dieses Geschäft den 
massiven und anhaltenden Verlust der 
Passagiererlöse nicht ausgleichen.

Während dieser Krise bestand eine der 
größten Herausforderungen für die Bran-

che darin, den Mittelverbrauch in den 
Griff zu bekommen, da unvermeidliche 
Fixkosten (etwa für Personal und Instand-
haltung) eine drastische Reduzierung der 
Betriebskosten verhinderten. Viele Unter-
nehmen mussten auf Staatshilfen in Form 
von Direktzahlungen oder Steuererleich-
terungen zurückgreifen, um bis jetzt über-
leben zu können. 

Kurzfristige Aussichten weiterhin 
ausgesprochen trüb

Angesichts des Auftretens neuer Virusva-
rianten und des in vielen Ländern schlep-
pend verlaufenden Impfstarts sind die 
kurzfristigen Aussichten für die Branche 

weiterhin ausgesprochen trüb. Im Februar 
2021 hat die IATA ihre Prognosen für den 
diesjährigen Personenflugverkehr nach 
unten korrigiert. In einem Szenario, das 
Covid-19-Varianten berücksichtigt, wird 
2021 von einem Wachstum des Personen-
flugverkehrs von lediglich 13% gegen-
über 2020 und damit von einem Gesamt-
jahresdurchschnitt von 38% des Niveaus 
von 2019 ausgegangen. Eine Rückkehr 
zum Vorkrisenniveau des Luftverkehrs 
wird laut verschiedenen Quellen nicht vor 
2023 oder 2024 erwartet.

Da das Ende der Krise derzeit nicht abseh-
bar ist und die Luftfahrtbranche vor 2022 
keine schwarzen Zahlen schreiben dürfte, 
werden Regierungen weiterhin aufgefor-

Karsten Koch
Country Manager,  
Credendo

k.koch@credendo.com 
www.credendo.com

In vielen Passagier-Flugzeugen herrscht derzeit noch gähnende Leere.
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dert, die Unternehmen mit Maßnahmen 
zu unterstützen, die der ohnehin schon 
hochverschuldeten Branche keine weite-
ren Schulden aufbürden. Die Ausgestal-
tung künftiger Hilfen dürfte sich je nach 
Land stark unterscheiden und von der tat-
sächlichen Situation der Fluggesellschaf-
ten sowie vom Zustand der jeweiligen 
Staatsfinanzen abhängen. Bei einer Wie-
deraufnahme des Regelbetriebs wird eine 
zusätzliche Herausforderung von den Öl- 
und Kerosinpreisen ausgehen, die aktuell 
um das Vorkrisenniveau schwanken und 
damit die Rückkehr zu rentablem Luftver-
kehr erschweren. 

Regionale Situation

Die Ausgestaltung der Regierungsmaß-
nahmen zum internationalen Luftverkehr 
bestimmt die Auswirkungen der Krise auf 
die Branche; diese Maßnahmen wiederum 
beruhen auf dem Infektionsgeschehen 
und dem von der Geschwindigkeit der 
Impfprogramme abhängigen Gesamtaus-
blick.

Da die Maßnahmen in Afrika am lockers-
ten waren, wies der Kontinent 2020 
nahezu durchgängig die stabilste interna-
tionale Luftverkehrsleistung auf. Der asia-
tisch-pazifische Raum wies im Januar 
2021 mit der stärksten Kontraktion über 
einen Zeitraum von sieben Monaten die 
schwächste Leistung auf; die internatio-
nale Passagierbeförderung lag 94,6% 
unter dem Volumen von Januar 2019. In 

dieser Region gelten die strengsten Reise-
beschränkungen.

Im Hinblick auf Inlandsflüge dürfte die 
asiatisch-pazifische Region vom kräfti-
gen Aufschwung Chinas als Erstes profi-
tieren. Die Leistung des chinesischen 
Binnenmarkts war bereits 2020 wieder 
auf Vorkrisenniveau angestiegen, ging 
im Januar 2021 jedoch leicht zurück. 
Obwohl die Fluggesellschaften zur Sti-
mulierung der Nachfrage die Preise redu-
ziert hatten, wurde Ende 2020 für China 
mit dem Erreichen der Gewinnschwelle 
gerechnet. Allerdings meldeten die drei 
größten chinesischen Fluggesellschaften 
für das letzte Quartal 2020 noch immer 
Verluste.

Auch in anderen Staaten mit großen Bin-
nenmärken, niedrigeren Infektionswerten 
und guten Fortschritten im Impfpro-
gramm könnte sich die Lage der inländi-
schen Fluggesellschaften schrittweise 
erholen. In Russland etwa lag die Zahl der 
inländischen Passagierflüge im Januar die-
ses Jahres um 5% über dem Wert von 
Januar 2019; dies ist auf einen Rückgang 
der Covid-19-Fälle nach einem Spitzen-
wert Ende Dezember sowie auf landes-
weite Ferien in der ersten Januarwoche 
zurückzuführen.� 	
		
Ausführliche Länderberichte finden Sie auf 
der Seite www.credendo.com.

Anzeige
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Die Rechnung 
kommt zum 
Schluss
In Deutschland ist die Zahl der 
Insolvenzen im vergangenen 
Jahr trotz der schwersten  
Rezession seit 2009 deutlich 
gesunken. Eine Auswertung 
zeigt: Dieser Rückgang betrifft 
nicht alle Branchen und Bundes-
länder gleichermaßen und den 
rückläufigen Insolvenzzahlen 
steht ein massiver Anstieg von 
Forderungen gegenüber.  
Darüber hinaus stecken noch bis 
zu 4.030 Pleiten in der Pipeline.

Im Jahr 2020 wurden in Deutschland 
15.840 Unternehmen zahlungsunfähig. 
Auch dank massiver staatlicher Unter-

stützung ist das der niedrigste Stand seit 
1993 und der stärkste Rückgang (–15,5% 
gegenüber 2019) seit 1975. Doch nicht 
jede Branche oder Region profitierte von 
dieser Situation. Denn um Corona-Hilfen 
zu erhalten, mussten Unternehmen nach-
weisen, dass ihr Geschäftsmodell vor der 
Pandemie, also im Dezember 2019, funkti-
onierte. Sowohl die Metall- als auch die 
Automobilbranche befanden sich jedoch 
seit Ende 2018 in der Rezession. Dadurch 
erfüllten einige Unternehmen diese Krite-
rien nicht und erhielten keine staatliche 
Unterstützung. 

Gesamtstruktur bleibt unverändert

Folglich stiegen die Insolvenzen im 
Metallsektor im vergangenen Jahr um 
7,1%, der Anstieg im Automobilsektor 
betrug 31,6%. Diese Zuwächse in einzel-
nen Branchen haben die Gesamtstruktur 
der Insolvenzen in Deutschland jedoch 
nicht verändert: Der Großteil der Insol-
venzen kommt nach wie vor aus den 
Bereichen Unternehmensdienstleistun-
gen, Bau und Gastgewerbe sowie Einzel-
handel und Transport. Auf die Metallin-
dustrie entfielen im Jahr 2020 nur 3% aller 
Insolvenzen, auf die Automobilindustrie 
gerade einmal 0,5%.

Mehr Insolvenzen in Bremen – auch 
in „Autoländern“ stottert der Motor

Unterschiede waren auch innerhalb der 
Bundesländer zu beobachten. Fast alle 
Länder meldeten einen Rückgang der 
Insolvenzen – mit Ausnahme des Stadt-
staates Bremen. Dort stieg die Zahl der 
Unternehmenspleiten um 8% gegenüber 
2019, was vor allem auf die Bereiche 
Unternehmensdienstleistungen, verar-
beitendes Gewerbe und Transport zurück-
zuführen ist. Unter dem Bundesdurch-
schnitt lagen die Rückgänge auch in 
Hessen (–8,4%) und den beiden „Autolän-
dern“ Baden-Württemberg und Nieder-
sachsen mit jeweils –11,9%. 

Unterschiedliche Insolvenzentwicklun-
gen konnten auch zwischen den verschie-
denen Unternehmensrechtsformen 
beobachtet werden: Einzelunternehmen/
Freiberufler trugen mit rund 25% zur 
Gesamtzahl der Insolvenzen bei, während 
die GmbH, die meist von KMU genutzt 
wird, einen Anteil von 65% hatte. Die 
Insolvenzen von Einzelunternehmen gin-
gen im Jahr 2020 überraschend stark um 
33% zurück, während die Insolvenzen von 
GmbHs um rund 7% sanken. Eine Erklä-
rung dafür könnte die Inanspruchnahme 
staatlicher Unterstützung sein, die sich 
stark auf kleine Unternehmen konzen-
triert.

Unternehmensinsolvenzen 2020 (Veränderung zum Jahr 2019)
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Insolvenzforderungen auf Höchst-
stand seit 2009

Man könnte also meinen, dass Deutsch-
land im Hinblick auf Unternehmensplei-
ten sehr gut dasteht. Doch der Schein 
trügt, denn die reine Zahl gibt keine Aus-
kunft über den wirtschaftlichen Schaden. 
So schätzt das Statistische Bundesamt, 
dass sich die zu erwartenden Forderun-
gen aus Unternehmensinsolvenzen im 
Jahr 2020 auf 44,1 Mrd EUR summieren. 
Das wäre der höchste Stand seit 2009 und 
im Vergleich zu 2019 eine Steigerung um 
65%.

„Man könnte meinen, dass  
Deutschland im Hinblick auf Unter-
nehmenspleiten sehr gut dasteht. 
Doch der Schein trügt, denn die reine 
Zahl gibt keine Auskunft über den 
wirtschaftlichen Schaden.“

Einige Sektoren stechen bei diesem Ver-
gleich hervor, insbesondere die Informa-
tions- und Kommunikationsbranche. Sie 
meldete einen Anstieg um 2.767% im Ver-
gleich zum Vorjahr. Das kommt auf den 
ersten Blick einigermaßen überraschend, 
ist allerdings mit der Pleite des Abrech-
nungsdienstleisters AVP zu erklären, der 
mit vielen Apotheken zusammengearbei-
tet hat. Am anderen Ende des Spektrums 
stiegen die Schäden im Baugewerbe um 
7%, im Transportwesen gingen sie gar um 
84% zurück.

Bis zu 4.030 Pleiten in der Pipeline

Viele Unternehmen haben nach den Wirt-
schaftskrisen 2002 und 2009 mehr Eigen-
kapital aufgebaut und gingen dadurch sta-
biler in die aktuelle Krise. Jedoch sind diese 
Reserven irgendwann aufgebraucht. Für 
viele wird der aktuelle Lockdown daher zu 
lange andauern. Darauf deutet auch die 
Zahl der Anmeldungen für ein Regelinsol-
venzverfahren hin. Seit April 2020 war 
diese Zahl rückläufig, der Trend änderte 
sich im Oktober 2020. Seitdem steigen die 
Zahlen – mit einer Ausnahme im Januar 
2021 – wieder. Im Februar 2021 registrierte 
das Statistische Bundesamt 30% mehr 
Insolvenzanträge als im Vormonat, im März 
wurde mit +37% der höchste Zuwachs seit 
März 2017 erreicht. Im April ging die Zahl 
der neuen Anträge etwas zurück, sie bleibt 
aber auf hohem Niveau.

Laut einer Simulation von Coface hätten 
die Gesamtinsolvenzen im Jahr 2020 auf 
Grundlage des Konjunktureinbruchs um 
6% gegenüber 2019 ansteigen müssen. In 
der Realität sind sie um 15,5% gesunken. 
Daher könnten 4.030 Insolvenzen noch in 
der Pipeline stecken und sich 2021 bzw. 
2022 materialisieren. Das Gros dürfte aus 
dem Gastgewerbe kommen, wo wir bis zu 
660 „versteckte“ Insolvenzen erwarten, 
gefolgt von Transport und Bau mit jeweils 
bis zu 420, dem verarbeitenden Gewerbe 
(230) und dem Einzelhandel (190). �

Die Studie zu den Insolvenzen in Deutsch-
land gibt es HIER zum Download.

4.  O K T O B E R  2021  I M  D E U T S C H E  B A N K  PA R K ,  F R A N K F U R T  A M  M A I N

Tag der Exportweltmeister
Strategien, Praxiswissen und Networking für internationale Märkte

V E R A N S T A LT E R  M I T V E R A N S T A LT E R  PA R T N E R  

F Ö R D E R E R   M E D I E N PA R T N E R  K O O P E R AT I O N S PA R T N E R

www.tag-der-exportweltmeister.de

Im Fokus: Nachhaltigkeit und Digitalisierung

Die Referenten u.a.:

Dipl. Ing. Sabine Herold,  
Geschäftsführende Gesellschafterin,  

DELO Industrie  
Klebstoffe GmbH & Co. KGaA

Georg Pietsch, 
Abteilungsdirektor, 

Bundesamt für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle

Thomas Nürnberger,
Geschäftsführer Vertrieb und 

Marketting der ebm-papst  
Mulfingen GmbH & Co. KG
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Neue Strategie 
für Asien
Nach dem Abschluss eines  
Investitionsabkommens mit 
China balanciert die EU ihr 
Engagement in Asien aus. Denn 
die wirtschaftliche und politische 
Dominanz Chinas bereitet  
Sorgen. Die EU setzt auf bilate-
rale Abkommen, wie sie bereits 
mit Japan, Südkorea, Singapur 
und Vietnam bestehen.

Die Landkarte der Handelsabkom-
men in Asien wird zunehmend 
unübersichtlich. Neben bilateralen 

Vereinbarungen gewinnen regionale 
Bündnisse an Gewicht. Vor allem die 
ASEAN-Staaten haben früh an einem Aus-
bau ihrer ASEAN Free Trade Area (AFTA) 
Richtung China gearbeitet. Nun liegt mit 
der Regional Comprehensive Economic 
Partnership (RCEP) ein Abkommen vor, 
das einen großen Teil dieser Region mit 
einem Handelsabkommen verbindet. 
Dadurch sinken insbesondere die Zölle 
für Ursprungsware aus den beteiligten 
Ländern und damit die Kosten in den 
innerasiatischen Lieferketten. Indien ist 
dem Abkommen nicht beigetreten, da 
der Zollschutz vor chinesischen Waren 
den Vorteil niedriger Zölle für indische 
Waren überwiegt.

USA suchen den Schulterschluss 
gegen China

Für die USA, die sich in der Amtszeit 
Donald Trumps aus der Trans-Pacific Part-
nership (TPP) zurückgezogen haben, 
stellt die wachsende wirtschaftliche 
Bedeutung Chinas in der Region eine 
Herausforderung dar. Die Biden-Adminis-
tration hat darauf mit einer Belebung der 
Bündnisse mit westlich orientierten Staa-
ten wie Japan, Australien und Indien 
reagiert. Die drei genannten Staaten bil-
den mit den USA den sogenannten Qua-
drilateralen Sicherheitsdialog (Quad). 
Seit China in Australien und Indien immer 

selbstbewusster auftritt, wächst dort das 
Bedürfnis an einem Austausch mit den 
USA. Zunächst stand die Beschaffung von 
Impfstoffen gegen Covid-19 im Mittel-
punkt der Gespräche. Doch auch die 
Sicherheit der maritimen Handelswege, 
der Klimaschutz sowie die Zusammenar-
beit im Technologiebereich spielen eine 
Rolle.

EU muss Handel und Politik zusam-
menbringen

Die Europäische Union hat nun eine Indo-
Pazifik-Strategie vorgelegt, die ähnliche 
Fragen aufgreift. Dazu zählen Partner-
schaften mit den Staaten der Region, 

z.B.  die Konsultationen mit den ASEAN-
Staaten im Rahmen des Dialogforums 
Asia–Europe Meeting (ASEM) oder der 
regelmäßige bilaterale Austausch mit 
China und Indien. Ein Schwerpunkt sind 
hierbei die Pandemiebekämpfung und 
die Nachhaltigkeitsziele der UN, beispiels-
weise der Klimaschutz und die Einhaltung 
der Menschenrechte. Hinzu kommen aber 
auch Sicherheitsthemen wie die Sicher-
heit der maritimen Handelsrouten.

Dominanz Chinas wiegt schwer

China ist der weitaus wichtigste Handels-
partner der EU in Asien. Mit knapp 
160  Mrd EUR Handelswert und einem 

Das Freihandelsabkommen RCEP stellt den Handel in Asien auf eine neue Basis.
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Zuwachs gegenüber Vorjahr um mehr als 
20% lag das Land im ersten Quartal 2021 
weit vor den folgenden drei Ländern 
Japan, Südkorea und Indien, die zusam-
men lediglich auf einen Handelswert von 
74 Mrd EUR kamen. Für die Indo-Pazifik-
Strategie der EU heißt dies, dass gerade zu 
dem Handelspartner eine relativ große 
Abhängigkeit besteht, mit dem die größ-
ten Meinungsverschiedenheiten in ande-
ren Fragen bestehen. Die damit verbun-
denen Schwierigkeiten zeigen sich gerade 
in der Diskussion über das Investitionsab-
kommen CAI zwischen der EU und China 
im Europäischen Parlament.

EU strebt neue Handelsabkommen 
an

Die Europa politisch näherstehenden Län-
der Japan und Südkorea sind der EU 
zudem mit Freihandelsabkommen ver-
bunden, die eine Ausweitung des Waren-
handels erleichtern. Hier wäre zu prüfen, 
ob die Zusammenarbeit nicht ausgebaut 
werden sollte. Indien bleibt dagegen wei-
terhin durch hohe Zollhürden und nicht-
tarifäre Handelshemmnisse von einer 
stärkeren Zunahme des Außenhandels 
und ausländischer Investitionen isoliert. 
Die jüngsten Beratungen auf dem EU-
Indien-Gipfel haben zumindest eine Wie-
deraufnahme der jahrelang ruhenden 
Handelsgespräche gebracht. 

Weitere Länder, mit denen die EU größere 
Handelswerte austauscht, sind die ASEAN-

Staaten und Taiwan. Mit den ASEAN-Mit-
gliedstaaten Singapur und Vietnam beste-
hen bereits Freihandelsabkommen, 
weitere sind in Verhandlungen. Doch 
auch mit den ASEAN-Staaten gibt es poli-

tische Unstimmigkeiten, die die wirt-
schaftliche Annäherung belasten. Vor 
allem das Vorgehen des Militärs in Myan-
mar stellt für die EU eine politische Hürde 
dar. Die Einhaltung der Menschenrechte 

wird für die EU immer mehr zum Lack-
mustest für die Zusammenarbeit.�

„China als Drehkreuz für den asiatisch-pazifischen Raum nutzen“

Im Interview mit dem „ExportManager“ 
äußert sich Dr. Karl Waldkirch zu den unter-
nehmerischen Aspekten der neuen Indo-
Pazifik-Strategie der EU.

Herr Dr. Waldkirch, Europa tut sich schwer mit 
einer Antwort auf den wachsenden Einfluss 
Chinas und die Reaktion der USA darauf. China 
möchte in den nächsten Jahrzehnten zur  
führenden Wirtschaftsmacht der Welt werden. 
Sie kennen die chinesische Herangehensweise 
an solche strategischen Konstellationen. Was  
würden Sie einem Unternehmen raten, das sich 
für die nächsten 20 Jahre in Asien positionieren 
möchte?

Als zweitgrößte Wirtschaftsnation der Welt 
ist China schon jetzt eine führende Wirt-
schaftsmacht. Der Übergang von der globa-
len Werkbank zur führenden F&E-Plattform 
von Großunternehmen und dem  
Mittelstand ist vollzogen. Die Mars-Landung 
ist dafür ein Wink mit dem Zaunpfahl.

Unter der Ägide Chinas wurde das größte 
Handelsabkommen der Welt unterzeichnet: 
15 asiatische Länder erwirtschaften als  
Regional Comprehensive Economic Partner-
ship (RCEP) ein Drittel des weltweiten Han-
delsvolumens. Damit werden Zölle abgebaut 
und Handelshemmnisse verringert. Die Volks-
republik bindet damit die anderen Staaten an 

sich und vergrößert so den eigenen wirt-
schaftlichen Einfluss.

So werden beispielsweise in Shanghai ansäs-
sige deutsche Tochterunternehmen zum 
Nutznießer dieser Freihandelszone. Die  
deutsche Industrie könnte zukünftig ihre 
Präsenz in Asien ausbauen, um so ihren 
Standort in China strategisch als Drehkreuz 
für den asiatisch-pazifischen Raum zu 
nutzen. 

Kommentatoren in China weisen darauf hin, 
dass das Land mit seinem stärkeren Engage-
ment nur seiner internationalen Verantwor-
tung gerecht werde. Das habe der Westen 
immer gefordert. Nun würden die Wirtschafts-
beziehungen zunehmend politisiert und China 
zur Übernahme des westlichen Modells 
gedrängt. Daher wolle sich China vom Westen 
unabhängig machen. Welche Zukunft sehen 
Sie für die Zusammenarbeit mit China?

China will sich nicht unabhängig machen. 
Das zeigt gerade die Neue Seidenstraße. Sie 
ist das weltweit größte Infrastrukturvorha-
ben aus Land- und Seerouten und soll die 
wirtschaftlichen Verflechtungen zwischen 
Asien, Afrika und Europa intensivieren. China 
ist jetzt bereits der größte Auslandsinvestor 
auf dem afrikanischen Kontinent. Hier droht 
Europa den Anschluss zu verpassen.

Das umsatzstärkste und bevölkerungs-
reichste Land mit riesigem Kaufkraftpoten-
zial lässt sich auch in Zukunft beschaffungs- 
und absatzseitig nicht von unseren  
Wirtschaftsinteressen abkoppeln. Der  
Westen ist auf China als Wirtschaftspartner 
angewiesen.

Mit ihrer neuen Indo-Pazifik-Strategie greift die 
EU die japanische Begrifflichkeit einer Region 
von Indien bis zum Pazifik auf. Wie sehen Sie 
die Region? Welche Rolle spielt Indien darin 
und welche Bedeutung haben Länder wie 
Japan und Südkorea?

Jeder einzelne Markt aller drei Länder Asiens 
ist für die Unternehmen der EU hochinteres-
sant. Der Subkontinent bietet aufgrund  
seiner erheblichen Entwicklungspotenziale 
Chancen, unternehmerisch tätig zu werden 
im Sourcing und als Fertigungsstandort, aber 
immer mit langem Atem. Japan und Südko-
rea zählen eher zu den höher entwickelten, 
saturierten Volkswirtschaften; dort werden 
jetzt strategische Allianzen im Bereich Cross-
Sales geprüft. 

Dr. Karl Waldkirch ist Geschäftsführer der 
ASC – Asia Success Company e.K. Er berät 
seit über 30 Jahren international ausgerich-
tete Unternehmen im Asien-Geschäft, u.a. 
zum Projektmanagement.

http://www.exportmanager-online.de
https://www.gpm-ipma.de/weiterbildung/projektmanager/seminare_workshops/pm_seminare_termine/detail/erfolgreiches_projektmanagement_in_und_mit_asien-1.html
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Normalisierung 
nach dem Brexit 
gesucht
Die EU und das Vereinigte König-
reich (UK) stehen nach dem  
faktischen Ende der britischen 
Mitgliedschaft im gemeinsamen 
Wirtschaftsraum vor einem Neu-
anfang. Zwar hat das Handels- 
und Kooperationsabkommen 
einige Erleichterungen gebracht. 
Doch der Handel über den 
Ärmelkanal leidet. Das „Export-
Manager-Forum“ sucht am 
9. Juni 2021 nach Lösungen und 
Perspektiven.

Kurzfristig ist es schon fast katastrophal, 
zumindest für das einzelne betroffene 
Unternehmen. Mittel- und langfristig 

werden sich die Unternehmen an diese 
neuen Gegebenheiten gewöhnen“, fasste 
Michael Schmidt, Präsident der Britischen 
Handelskammer in Deutschland, die aktu-
elle Situation im Interview mit dem Infora-
dio des Hessischen Rundfunks Anfang Mai 
zusammen. Die Kammer hatte ihre vorwie-
gend deutschen Mitgliedsunternehmen 
im Frühjahr 2021 nach ihren Erfahrungen 
im bilateralen Handel befragt. 67% schätz-
ten die tatsächlichen Auswirkungen des 
Brexits negativer ein, als diese zum Jahres-
beginn 2021 erwartet wurden. Lediglich 
13% der Umfrageteilnehmer wurden posi-
tiv überrascht.

Brexit setzt dem britischen Außen-
handel zu

Die neuen Regelungen im Handel mit der 
EU haben den britischen Außenhandel 
mit dem EU-Binnenmarkt im ersten Quar-
tal 2021 stark beeinträchtigt. Die Exporte 
in die EU sanken um 18,1% zum Vorjahr 
und die Importe von dort um 21,7%. Der 
Handel mit anderen Ländern blieb ver-
gleichsweise stabil. Erstmals war der 
Warenhandel mit Ländern außerhalb der 
EU höher als der Austausch mit der EU. 
Langfristig dürfte der Handel über den 
Kanal jedoch wieder an Bedeutung 
gewinnen.

Die deutschen Exporte in das Vereinigte 
Königreich sind nach Angaben des Statis-
tischen Bundesamtes im ersten Quartal 
2021 um 17,4% gesunken. Vor allem land-
wirtschaftliche Erzeugnisse waren von 
den Lieferhemmnissen betroffen, ihre 
Ausfuhr sank um 44,8%. Die mit einem 
Anteil von 26,3% wichtigste Waren-
gruppe der Kraftfahrzeuge verzeichnete 
einen durchschnittlichen Rückgang. Die 
Maschinenexporte, auf die 12,9% der 
Gesamtexporte entfielen, sanken um 
lediglich 6,5%. 

Noch stärker betroffen von den neuen 
Regelungen waren die deutschen Importe 
aus dem Vereinigten Königreich, die im 
ersten Quartal 2021 um 27,7% sanken. 
Auch hier verzeichneten landwirtschaftli-
che Erzeugnisse sowie fast sämtliche 
anderen Warengruppen zweistellige 
Rückgänge. Lediglich Metalle (+44,4%), 
Metallerzeugnisse (–6%) und Kraftfahr-
zeuge (–6,1%) konnten sich dieser Ent-
wicklung entziehen. 

Dokumentationspflichten belasten

Schmidt nannte gegenüber HR-Info als 
Grund für die aktuellen Schwierigkeiten 
die neuen Regelungen, die trotz des Han-
dels- und Kooperationsabkommens zwi-
schen der EU und UK zu beachten seien. 
Dazu gehörten Verwaltungsanforderun-
gen, Deklarationen und Herkunftsnach-
weise. Eine weitere Belastung stellten die 
logistischen Herausforderungen dar, die Nach dem Einbruch dürfte es mit dem Handel zwischen der EU und Großbritannien wieder aufwärtsgehen.
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den Transport verteuerten. „Das führt im 
Ergebnis dazu, dass von den in unserer 
aktuellen Studie befragten Unternehmen 
17% sagen: Das schaffen wir nicht mehr, 
wir stellen das Geschäft ein“, erklärte 
Schmidt. 

Viele Unternehmen haben sich gerade 
erst mit den neuen EU-Import- und 
-Exportregeln, einschließlich der komple-
xen Ursprungsregeln, vertraut gemacht, 
berichtete Arne Mielken, Geschäftsführer, 
Customs Manager Ltd. in einem Beitrag 
für den ExportManager. Die Unterneh-
men hatten sich mit der Einführung 
neuer gesundheitspolizeilicher und 
pflanzenschutzrechtlicher (SPS) Kontrol-
len bei der Einfuhr von tierischen und 
pflanzlichen Produkten, einschließlich 
sogenannter Hochrisikolebensmittel wie 
Wurstwaren, auf weitere Brexit-Bürokra-
tie eingestellt. Diese Importkontrollen, 
die ab April in Kraft treten sollten, werden 
um mehrere Monate verschoben, um den 
Unternehmen mehr Zeit zu geben, sich 
auf die Zunahme des Papierkrams einzu-
stellen.

Perspektiven in der Infrastruktur

Doch nicht nur bürokratische Belastun-
gen dürften den deutsch-britischen Han-
del in Zukunft prägen. Die Neuausrich-
tung der britischen Wirtschaft hält auch 
einige Geschäftschancen bereit. So plant 
die britische Regierung die Vergabe des 
neuen Status einer „Economic Zone“ an 

acht sogenannte Freeports mit Vorteilen 
für internationale Unternehmen. Außer-
dem entstehen gerade durch den Aus-
bau von Windkraftanlagen und Wasser-
stoffgewinnung Chancen für deutsche 
Hersteller. Ein weiteres Feld sind der 
Schienenverkehr und die Gesundheits-
versorgung, die die britische Regierung 
ausbauen will. 

Weiterhin bedeutend dürfte die britische 
Finanzindustrie bleiben, auch wenn 
einige Aktivitäten in die EU verlagert wur-
den. Hier dürften sich ebenfalls neue 
Strukturen herausbilden und interes-
sante Angebote entstehen. Denn der 
Austritt des Vereinigten Königreichs aus 
der EU bedeutet auch neue Gestaltungs-
möglichkeiten im internationalen Wett-
bewerb. Gerade im transatlantischen 
Handel und gegenüber einzelnen Han-
delspartnern könnte UK als Standort Vor-
teile bringen. Die Regierung könnte Han-
delsabkommen mit Ländern schließen, 
mit denen sich die EU bislang nicht eini-
gen konnte.

Zur aktuellen Situation im bilateralen 
Handel mit dem Vereinigten Königreich 
und den Perspektiven für eine engere 
Zusammenarbeit veranstaltet das Online-
Magazin „ExportManager“ gemeinsam 
mit der Santander Consumer Bank AG am 
9. Juni 2021 von 14 bis 16 Uhr ein 
Forum UK. Sprecher sind unter anderem 
BCCG-Präsident Michael Schmidt und 
Zollexperte Arne Mielken.�
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Christian Zürcher
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Contact our Sales Directors for a non-binding free trial
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Mein Kunde ist 
meine Bank
Supply-Chain-Finance ist ein 
sperriger Begriff, aber ein einfa-
ches und günstiges Finanzie-
rungsinstrument für Lieferanten.
Plattform-Lösungen von Fintechs 
sind auf dem Vormarsch.

Die Firmennamen klingen eher nach 
ausrangierten Automodellen: CRX, 
Taulia, Demica, Orbian, Kyriba, 

Cflox oder C2FO. Doch dahinter verber-
gen sich Fintechs mit innovativer Technik 
und einem modernen Konzept für Sup-
ply-Chain-Finance. Deutsche Mittel-
ständler dürften sie schätzen lernen, weil 
viele Kunden ihre Lieferanten rascher 
und günstiger mit Liquidität versorgen 
können als Kreditlinien. Welche Platt-
form das Rennen macht, ist noch offen, 
aber der Markt wächst und wird konsoli-
dieren.

Die meisten Plattformen sind als Konkur-
renten zu Banken gestartet. Mittlerweile 
hat sich allerdings die Erkenntnis durch-
gesetzt, dass die Banken nicht nur den 
besseren Kundenzugang haben, sondern 
auch als Finanzierungspartner kaum ent-
behrlich sind. Darum sind einige Anbieter 
auf ein Kooperationsmodell mit Banken 
umgeschwenkt.

Banken und Fintechs finden zusam-
men

Einen entscheidenden Schritt weiter ist 
jetzt das Frankfurter Fintech Traxpay 
gegangen: Mit der Deutschen Bank hat 
die auf Dynamic Discounting und Reverse 
Factoring fokussierte Plattform im 
Juli 2020 eine Bank als Gesellschafter auf-
genommen, die weltweit eine führende 
Rolle in der Supply-Chain-Finanzierung 
einnimmt. „Wir glauben an die Zukunft 

von Plattformen und an den gemeinsa-
men Mehrwert von Fintechs und Banken“, 
sagt Daniel Schmand, Leiter für Handelsfi-
nanzierung und Unternehmenskredite 
bei der Deutschen Bank.

Für Traxpay ist die Beteiligung der Deut-
schen Bank nur ein erster Schritt, um im 
Wettbewerb mit zum Teil hochkapitali-
sierten amerikanischen Plattformen einen 
starken europäischen Gegenspieler zu 
bauen: „Wir wünschen uns weitere starke 
Banken im Gesellschafterkreis“, sagt Trax-
pay-Gründer und CEO Markus Rupprecht. 
Mit den führenden europäischen Banken 

als Partnern soll die Unsicherheit der Kun-
den darüber ausgeräumt werden, welche 
Plattform sich am Ende durchsetzt.

Warum ist der Markt so spannend gewor-
den? Programme für Supply-Chain-
Finance bieten Banken schon lange an, 
und auch die von Fintechs betriebenen 
Plattformen sind oft schon viele Jahre auf 
dem Markt. Bislang scheuten aber viele 
Unternehmen den Aufwand der Imple-
mentierung. Liquidität war für viele große 
Konzerne und ihre Lieferanten in zehn 
Jahren ununterbrochenen Aufschwungs 
kaum ein Thema, und im Bedarfsfall war 

Der Beitrag erschien erstmals im Magazin 
„results. FinanzWissen für Unternehmen“, 
Ausgabe 03/2021.  

Autor: Bastian Frien

Veröffentlichung mit freundlicher Genehmi-
gung der Deutschen Bank. Den Link finden 
Sie HIER

Das Reverse Factoring bindet erheblich weniger Risikokapital als eine langfristige Kreditlinie.
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ein Bankkredit einfach zu bekommen und 
günstig.

„Auf der einen Seite halten viele Kon-
zerne weiterhin hohe Cash-Positio-
nen, für die Banken sogar Strafzin-
sen verlangen. Auf der anderen Seite 
beobachten sie mit Sorge, wie die 
Bonität und die Liquiditätslage ihrer 
Zulieferer unter Druck geraten – eine 
ideale Konstellation für Supply-
Chain-Finance.“

Die Krise könnte den Durchbruch 
bringen

Doch die konjunkturelle Eintrübung im 
vergangenen Jahr sorgte bereits dafür, 
dass das Thema in den Treasury-Abteilun-
gen vieler Großunternehmen weiter nach 
oben rückte. Auf der einen Seite hielten 
viele Konzerne weiterhin hohe Cash-Posi-
tionen, für die Banken sogar Strafzinsen 
verlangten. Auf der anderen Seite beob-
achteten sie mit Sorge, wie die Bonität 
und die Liquiditätslage ihrer Zulieferer 
unter Druck gerieten – eine ideale Kons-
tellation für Supply Chain Finance.

Die aktuelle Pandemie-Krise könnte der 
Lieferantenfinanzierung nun endgültig 
zum Durchbruch verhelfen: Große Rating-
agenturen erwarten, dass sich die Bonitä-
ten des deutschen Mittelstands auf breiter 
Front verschlechtert – die Unternehmens-

beratung Bain schätzt, dass die Risikovor-
sorge der Banken im Firmenkundenge-
schäft um bis zu 150 Prozent steigen 
könnte. Selbst wenn daraus keine echten 
Ausfälle werden, kommen die Banken 
rasch an ihre Grenzen, wenn in der Erho-
lungsphase Wachstum finanziert werden 
soll. Vorausschauende Banken empfehlen 
ihren Kunden darum bereits aktiv Alterna-
tiven zum Kredit.

Schnelles Geld vom Kunden – oder 
von der Bank

Zwei nahe liegende Alternativen sind der 
Kern von Supply-Chain-Finance: Dynamic 
Discounting und Reverse Factoring (siehe 
Kasten). Die erste Variante kommt sogar 
ganz ohne Finanzierungspartner aus, das 
Reverse Factoring bindet erheblich weni-
ger Risikokapital als eine langfristige Kre-
ditlinie. Damit können beide Spielarten in 
Zeiten knapperer Liquidität ein wesentli-
ches Finanzierungsinstrument für Liefe-
ranten werden. Die Aufforderung großer 
Kunden, sich auf einer Plattform zu regis-
trieren und an einem Programm teilzu-
nehmen, dürfte deutsche Mittelständler 
künftig immer häufiger erreichen.

Für Lieferanten von Großunternehmen 
wäre der Durchbruch der Plattformen ein 
Segen. Vorbei die Zeiten, in denen mit 
jedem Kunden mühsam frühzeitige Zah-
lungen gegen Skonto einzeln vereinbart 
wurden. Auch das aufwendige Aufsetzen 
eigener Factoring-Programme, um die 

Forderungen gegen Kunden an einen 
Finanzierungspartner zu verkaufen, wird 
überflüssig, wenn der Kunde selbst ein 
solches Programm über eine Plattform 
aufsetzt.

Eine Plattform reicht

Es spricht viel dafür, dass sich der Markt 
am Ende auf wenige Plattformen konzen-
triert. Die Gründe dafür sind ganz prakti-
sche: Lieferanten haben wenig Lust auf 

mehrfaches Onboarding und unterschied-
lich funktionierende Plattformen. Auch die 
Kunden profitieren davon, wenn ihre Lie-
feranten bereits für einen anderen Kunden 
das Onboarding durchlaufen haben und 
mit den Abläufen vertraut sind. Und die 
finanzierenden Banken haben ebenfalls 
ein großes Interesse, nicht mit verschiede-
nen Plattformen zusammenarbeiten zu 
müssen. Damit ist eins klar: Der Kampf der 
Plattformen um die Vorherrschaft geht in 
die heiße Phase.�

Supply-Chain-Finance – ein Markt mit Zukunft

Die Definition von Supply-Chain-Finance ist 
nicht einheitlich. In einer engen Abgrenzung 
versteht man darunter die vorzeitige Bezah-
lung der Lieferanten, um diesen eine teure 
Zwischenfinanzierung über Kredite zu 
ersparen. Die wesentlichen Instrumente sind 
Dynamic Discounting und Reverse Facto-
ring.

Der Markt für Supply-Chain-Finance ist 
weder öffentlich noch meldepflichtig und 
damit sehr intransparent. Die Unterneh-
mensberatung McKinsey schätzte aber das 
Potenzial allein für Reverse Factoring welt-
weit bereits 2015 auf 1,8 Bill USD.

Beim Reverse Factoring nutzt der Kunden 
die eigene bessere Bonität für die günsti-
gere Finanzierung seiner Lieferanten. In 
einem gemeinsamen Programm mit einer 
Finanzierungsgesellschaft bietet er den Lie-
feranten an, dass diese ihre Forderung 
gegen ihn an den Finanzierungspartner ver-

kaufen und dadurch frühzeitig ihr Geld 
erhalten. Im Gegenzug erhält der Kunde 
vom Lieferanten ein Skonto und bezahlt 
später den Finanzierungspartner. Unterm 
Strich teilen sich Kunde und Lieferant die 
Ersparnis aus der Differenz zwischen der 
teuren Lieferanten-Kreditlinie und der güns-
tigen Forderungsfinanzierung.

Beim Dynamic Discounting wird kein Finan-
zierungspartner benötigt. Kunde und Liefe-
rant einigen sich auf gestaffelte Skontosätze: 
Je früher eine Rechnung bezahlt wird, desto 
höher ist der Skontosatz. Der Kunde ent-
scheidet flexibel nach Liquiditätslage über 
den Zahltag. Sowohl Reverse Factoring als 
auch Dynamic Discounting können über 
Plattform-Lösungen effizienter und transpa-
renter abgewickelt werden als durch Ein-
zeltransaktionen.

http://www.exportmanager-online.de
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Neue Zollrege- 
lungen der EU 
belasten Handel
Ab dem 1. Juli 2021 gelten EU-
weit neue Zollregelungen, die 
insbesondere den grenzüber-
schreitenden elektronischen 
Handel betreffen. Eine dieser 
Regelungen bezieht sich auf die 
sogenannten Einfuhrabgaben.

Der Brexit hat erst kürzlich gezeigt, 
was passieren kann, wenn Zoll-
schranken fallen und Waren beim 

Zoll angemeldet werden müssen. Händler 
müssen Prozesse und Kennzeichnungen 
entsprechend optimieren, ansonsten ris-
kieren sie, ihre Kundschaft durch uner-
wartete Mehrkosten zu verärgern. Diese 
Anpassungen bedeuten für die Händler 
allerdings einen extremen Mehraufwand.

Die Brexit-Erfahrungen lassen erahnen, 
welche Auswirkungen die EU-Reform für 
alle an der Lieferkette beteiligten Partner 
haben wird. Die Änderungen, die am 
1.  Juli  2021 in Kraft treten, haben das 
Potential zu einem Brexit 2.0, der den 
Handel in allen EU-27-Ländern beein-
trächtigen wird. Onlinehändler müssen 
sich frühzeitig mit den Änderungen ausei-
nandersetzen und entsprechend reagie-
ren, um ihre Webshops für die Reform zu 
wappnen. Doch was genau bedeuten die 
Neuerungen, die am 1. Juli in Kraft treten?

Zusatzkosten transparent 
kommunizieren

Ab dem 1. Juli 2021 sind Händler, die ihre 
Ware in die EU verkaufen, dazu verpflich-
tet, die erwarteten Gesamtkosten des 
Kundeneinkaufs im Warenkorb zu 
berechnen und zu visualisieren. Die 
Gesamtkosten beinhalten dabei Zölle, 
Einfuhrumsatzsteuer (EUSt), Gebühren – 
die „Landed Costs“, also die Kosten „frei 
Haus verzollt“. Zudem fallen für den Kon-

sumenten durch die neue EU-Reform 
Mehrkosten an. So wird bei Sendungen 
mit einem Wert von bis zu 150 EUR eine 
Einfuhrumsatzsteuer erhoben. Bei Sen-
dungen mit einem Wert von 150 EUR 
oder mehr werden Zoll und Einfuhrum-
satzsteuer fällig. Bei Kleinsendungen 
unter 22 EUR entfällt die bis dato gel-
tende EUSt-Befreiung. Um einen fairen 
Wettbewerb für EU-Unternehmen zu 
ermöglichen und Mehrwertsteueraus-
fälle bei der Einfuhr von Sendungen mit 
niedrigem Wert (unter 22 EUR) aus Dritt-
ländern abzuschaffen, werden diese 
zukünftig mit dem im Bestimmungsland 
geltenden Mehrwertsteuersatz versteu-
ert. Zusätzlich und neu ist, dass immer 
eine digitale Zollanmeldung 
erfolgen muss. Auch das 
Thema Rücksendungen und 
Rückerstattung wird somit 
deutlich komplexer. Außer-
dem erhebt der Beförderer 
der Waren Kosten für die digi-
tale Zollanmeldung in unter-
schiedlicher Höhe.

Die elektronische 
Zollangabe

Ab dem 1. Juli 2021 wird die 
Abgabe einer elektronischen 
Zollanmeldung nämlich 
Pflicht. Das bedeutet, dass 
jede Importsendung schrift-
lich (digital) gemeldet werden 
muss, mündliche Zollanmel-

dungen sind nur noch im Reiseverkehr 
möglich. Für Waren bis 150 EUR genügt 
eine „kleine Zollanmeldung“ (reduzierter 
Datensatz), wobei die elektronische Zoll-
anmeldung von Kleinsendungen die 
Möglichkeit von Sammelmeldungen 
(„Special Arrangement“) vorsieht. Für die 
Erhebung der Einfuhrumsatzsteuer wurde 
durch die Zollverwaltung ein neues Zoll-
verfahren, der Import-One-Stop-Shop 
(IOSS), geschaffen. Dieses kann zusätzlich 
für die Erklärung und Abführung der 
Steuer genutzt werden – aber nur bei der 
Einfuhr von B2C-Waren in die EU aus 
einem Drittland, deren Wert 150 EUR nicht 
übersteigt und die nicht verbrauchssteu-
erpflichtig sind.

Änderung der Einfuhrabgaben ab 1. Juli 2021 

* Funktionalität IOSS hier 
unter Annahme der Abfertigung
im Auftrag des Verkäufers © eClear AG 2021

Erhebung EinfuhrUSt und USt

Warenwert Einfuhrumsatzsteuer/Zollanmeldung Umsatzsteuer/IOSS Meldung

inkl. aller Kosten bis 30. 6. 2021 ab 1. 7. 2021
↓

bis 30. 6. 2021 ab 1. 7. 2021
↓

bis 22 € befreit

beim Import 
erhoben, bis 
150 € zollfrei

befreit

ja, Erklärung in 
Umsatz steuer­
vor anmeldung

über 22 € 
bis 150 €

beim Import 
erhoben, aber 
zollfrei

ja

über 150 € beim Import 
erhoben ja

Erhebung EinfuhrUSt und USt bei Nutzung  
des Import-One-Stop-Shop (IOSS)*

Warenwert Einfuhrumsatzsteuer/Zollanmeldung Umsatzsteuer/IOSS Meldung

inkl. aller Kosten bis 30. 6. 2021 ab 1. 7. 2021
↓

bis 30. 6. 2021 ab 1. 7. 2021
↓

bis 22 € befreit

befreit

befreit
ja, Erklärung 
im IOSSüber 22 € 

bis 150 €

beim Import 
erhoben, aber 
zollfrei

ja

Was ändert sich für Fernverkäufe mit Warenbewegung aus einem Drittland?

Andreas Weidner
VP Customs and Trade  
Compliance, eClear AG

awe@eclear.com 
www.eclear.com

http://www.exportmanager-online.de
mailto:awe%40eclear.com?subject=
http://www.eclear.com
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Der im Drittland ansässige Händler benö-
tigt zusätzlich zu einer Registrierung in 
einem EU-Mitgliedstaat einen in der EU 
ansässigen Vermittler (Fiskalvertreter).

Der IOSS und seine  
Herausforderungen

Durch den IOSS, der eigentlich als Entlas-
tung für die Händler gedacht ist, ergeben 
sich allerdings auch Stolperfallen. Der 
IOSS ist u.a. nicht für Waren ausgelegt, die 
Verboten oder Beschränkungen unterlie-
gen. Die Händler sind bspw. für die kor-
rekte und vollständige Zuordnung und 
Tarifierung bei der Importzollanmeldung 
zuständig. Auch nachträgliche Behand-
lungen, bspw. Erlass-/Erstattungsanträge 
für Retouren, Nacherhebungen oder 
Rechtsbehelfsverfahren sind eine Heraus-
forderung im IOSS.

Die Marktplatzhaftung

Eine weitere wichtige Anpassung ist, 
dass Händler, die den Weiterverkauf von 
Waren im Wert von unter 150 EUR aus 
einem Drittland in die EU durch die Nut-
zung einer elektronischen Schnittstelle, 
wie z.B. eines Marktplatzes, einer Platt-
form, eines Portals oder Ähnlichem, ver-
anlassen, so behandelt werden, als ob sie 
diese Waren selbst erhalten und geliefert 
hätten. Sie werden somit zum Steuer-
schuldner und in die Haftung genom-
men.

Verärgerte Kunden

Die genannten Beispiele führen dazu, 
dass sich bei allen Waren, die einen höhe-
ren Warenwert als die genannten Schwel-
lenwerte haben, entweder die Margen 
der Verkäufer um die zu entrichtenden 
Einfuhrabgaben reduzieren werden – 
oder aber die Waren für die Konsumenten 
um die zu entrichtenden Einfuhrabgaben 
teurer werden. Für die Konsumenten wird 
sich die Frage stellen, ob sie die höheren 
Einfuhrabgaben hinnehmen (z.B. wenn 
sie Waren in China kaufen) oder nicht lie-
ber gleich bei innereuropäischen Händ-
lern kaufen. Diese Wirkung ist von den 
Gesetzgebern beabsichtigt, soll doch mit 
der neuen Zollverordnung die Bevortei-
lung außereuropäischer Händler beendet 
und ein fairer Wettbewerb zwischen in- 
und ausländischen Versandhändlern her-
gestellt werden.

„Die EU-Reform und ihre Neuerungen 
sind ein Test für das Verhältnis  
zwischen Verkäufern und ihren  
Kunden. Es wird sich zeigen, wie  
tolerant die Kunden bzgl. der neuen 
Preisgestaltung sein werden.“

Dadurch, dass durch die EU-Reform u.a. 
die Verzollung von Waren schriftlich erfol-
gen muss, wird die Abwicklung dieser 
Dienstleistung an den Konsumenten wei-
terverrechnet. Bei einem Artikel im Wert 
von 10 EUR ergibt sich dadurch eine Preis-

steigerung von bis zu 80% (19% EUSt und 
6 EUR Postgebühren). Die EU-Reform und 
ihre Neuerungen sind ein Test für das Ver-
hältnis zwischen Verkäufern und ihren 
Kunden. Es wird sich zeigen, wie tolerant 
die Kunden bzgl. der neuen Preisgestal-
tung sein werden.

Auch für teurere Artikel (ab 150 EUR) erge-
ben sich Mehrkosten. So fällt neben der 
Einfuhrumsatzsteuer von 19% ein Ein-
fuhrzoll an. Die Zollkosten belaufen sich 
für Textilien aus Fernost auf bspw. 12–13% 
des Warenwertes. 

Steht ein Brexit 2.0 bevor?

Der Brexit hat gezeigt, was mit fragilen 
Lieferketten passiert, wenn komplexe 
Reformen eingeführt werden. Die EU-
Reform mit ihren unzähligen Einzelrege-
lungen und Ausnahmen sprengt die Bre-
xit-Dimension bei Weitem. Das Chaos, das 
den grenzüberschreitenden Handel am 
1. Juli erwartet, ist vorgezeichnet. Für die 
Verkäufer resultiert aus den neuen Rege-
lungen u.a., dass sie die Gesamtkosten für 
die Konsumenten im Rahmen des Kauf-
prozesses berechnen und ausweisen müs-
sen, auch wenn sie ihre Waren „frei Haus 
verzollt“ liefern. Viele sind dazu aber nicht 
in der Lage, weil sie die Steuersätze des 
Bestimmungslandes und dessen 
60.000 Ausnahmen nicht kennen. Sie ris-
kieren deshalb, Kunden wegen falscher 
Steuersätze oder intransparenter Kosten 
zu verärgern und zu verlieren. 

Um den neuen Herausforderungen geset-
zeskonform gerecht zu werden, müssen 
Händler frühzeitig ihre Prozesse optimie-
ren. Dazu gehören u.a. die korrekte Einrei-
hung der zu importierenden Waren nach 
dem Zolltarif sowie die Berechnung und 
transparente Auflistung der zu erwarten-
den Einfuhrabgaben (Zoll und Mehrwert-
steuer) und der Gebühren im Check-out-
Prozess. Last, but not least sollten Händler 
sich ausführlich mit der elektronischen 
Zollangabe und dem IOSS beschäftigen. 
Nur so vermeiden sie Zoll- und steuer-
rechtliche Haftungsrisiken.�

Transparente  Darstellung 
der Kosten für den 
 Verbraucher während des 
Kaufprozesses

© eClear AG 2021

Order Summary

Subtotal € 218.00

Estimated Shipping Free

Discount 40 % off – € 17.00

Discount 30 % off – € 39.00

Estimated Duties  € 10.18

Estimated Tax € 32.75

Estimated Total €  204.93

Duties, Tax and Shipping are  
estimated for Germany

Estimated Duties  € 10.18

Estimated Tax € 32.75

Estimated Total €  204.93

                     Alle Kosten auf einen Blick.

http://www.exportmanager-online.de
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Dr. Gerd Schwendinger, LL.M.
Rechtsanwalt und Partner,  
GvW Graf von Westphalen

g.schwendinger@gvw.com
www.gvw.com

Telefonanschluss gekündigt – der EuGH befasst sich mit der Reichweite von US-Sanktionen.
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 Renata Rehle, LL.M. (Stellen-
bosch)
Rechtsanwältin, 
GvW Graf von Westphalen

r.rehle@gvw.com 
www.gvw.com

Weitreichende 
Anwendung der 
EU-Blocking- 
Verordnung
Nächster Schritt im Verfahren vor 
dem Europäischen Gerichtshof 
rund um die EU-Blocking- 
Verordnung, mit der die EU auf 
das extraterritorial wirkende US-
Sanktionsregime gegen den Iran 
reagiert. Nun hat Generalanwalt 
Gerard Hogan gesprochen.

In dem ersten Verfahren vor dem Europä-
ischen Gerichtshof (EuGH) zur Ausle-
gung der sogenannten EU-Blocking-Ver-

ordnung hat Generalanwalt Gerard Hogan 
in seinen kürzlich veröffentlichten Schluss-
anträgen für eine weitreichende Anwen-
dung des europäischen Gesetzes plädiert. 
Der EuGH, dessen Entscheidung noch 
abzuwarten bleibt, folgt den Schlussanträ-
gen des Generalanwalts in aller Regel.

Vorlage an den EuGH: Kündigung 
von Verträgen wegen US-Sanktio-
nen? 

Das Hanseatische Oberlandesgericht 
(HansOLG) hat dem EuGH verschiedene 
Fragen zur Auslegung der Europäischen 
Blocking-Verordnung vorgelegt, d.h. der 
Verordnung (EG) Nr. 2271/96 zum Schutz 
vor den Auswirkungen der extraterritoria-
len Anwendung von einem Drittland 
erlassener Rechtsakte sowie von darauf 
beruhenden oder sich daraus ergeben-
den Maßnahmen in der Fassung der Dele-
gierten Verordnung (EU) 2018/110 (vgl. 
dazu unseren Beitrag im ExportManager 
5/2020). 

Im Ausgangsverfahren streiten die Par-
teien um die Beendigung von Verträgen 
aufgrund vermeintlich drohender US-
Iran-Sanktionen. Die Klägerin, die Bank 
Melli Iran mit Niederlassung in Hamburg, 
ist auf einer US-Sanktionenliste gelistet, 
namentlich der SDN-Liste (Specially Desi-
gnated Nationals and Blocked Persons 

List) des OFAC (Office of Foreign Assets 
Control). Teil des US-Sanktionsregimes 
sind sogenannte Sekundärsanktionen 
(Secondary Sanctions), die Nicht-US-Bür-
gern und -Unternehmen jegliche 
Geschäfte mit auf der SDN-Liste geliste-
ten iranischen Personen und Unterneh-
men verbieten. 

In diesem Kontext, ohne sich jedoch expli-
zit auf die Sorge vor US-Sekundärsanktio-
nen zu berufen, kündigte die Beklagte, die 
Telekom Deutschland GmbH, Verträge 
über Telekommunikationsdienstleistun-
gen mit der Klägerin. Ihr Recht zur ordentli-
chen, d.h. fristgebundenen, aber grundlo-
sen Kündigung der Verträge ergibt sich aus 
den Allgemeinen Geschäftsbedingungen 

der Beklagten. Die Bank Melli Iran klagte 
daraufhin beim Landgericht (LG) Hamburg 
und begehrte, die Beklagte zu verurteilen, 
sämtliche vertraglich vereinbarten Leitun-
gen freigeschaltet zu lassen. Das LG Ham-
burg erachtete die ordentliche Kündigung 
in erster Instanz als rechtmäßig. Das  
HansOLG hat in der Berufung erneut zu 
entscheiden und dabei mit Beschluss vom 
2. März 2020 (Az. 11 U 116/19) dem EuGH 
vier Fragen zur Auslegung der Blocking-
Verordnung gestellt. Denn die von der 
Beklagten ausgesprochene ordentliche 
Kündigung könnte gegen das in 
Art. 5 Abs. 1 normierte Verbot der Blocking-
Verordnung verstoßen und deshalb 
unwirksam sein.

http://www.exportmanager-online.de
mailto:g.schwendinger%40gvw.com?subject=
http://www.gvw.com
mailto:r.rehle%40gvw.com?subject=
http://www.gvw.com
https://exportmanager-online.de/nachrichten/aktuelle-olg-rechtsprechung-zur-eu-blocking-verordnung-15699
https://exportmanager-online.de/nachrichten/aktuelle-olg-rechtsprechung-zur-eu-blocking-verordnung-15699
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Dilemma für europäische Unterneh-
men 

Zum Hintergrund: Die Blocking-Verord-
nung soll verhindern, dass sich EU-Unter-
nehmen extraterritorial angewendeten – 
aus Sicht der Europäischen Union 
völkerrechtswidrigen – US-amerikani-
schen Sanktionen unterwerfen. Damit sind 
die Wertungen des US-Rechts für dem 
deutschen Recht unterliegende Verträge 
zwischen zwei deutschen Gesellschaften 
nicht nur irrelevant. Eine Leistungsverwei-
gerung eines EU-Unternehmens aufgrund 
US-amerikanischer Sekundärsanktionen 
ist vielmehr sogar rechtswidrig, wenn das 
Verhalten gegen das in Art. 5 Abs. 1 nor-
mierte Verbot der Blocking-Verordnung 
verstößt.

Demnach darf keine Person im Sinne von 
Art. 11 Blocking-Verordnung – dies umfasst 
in der EU eingetragene juristische Perso-
nen – aktiv oder durch bewusste Unterlas-
sung Forderungen oder Verboten nach-
kommen, die direkt oder indirekt auf den 
im Anhang der Verordnung aufgeführten 
Gesetzen beruhen. Die dort derzeit aufge-
führten US-Gesetze im Zusammenhang 
mit dem Iran und mit Kuba ermöglichen es 
den USA, Sanktionen gegen Nicht-US-Per-
sonen zu verhängen. Nach deutschem 
Recht ist ein Verstoß gegen die Blocking-
Verordnung eine Ordnungswidrigkeit und 
mit einer Geldbuße bis zu 500.000 EUR 
belegt (§ 82 Abs. 2 Außenwirtschaftsver-
ordnung i.V.m. § 19 Abs. 4 Nr. 1, Abs. 6 
Außenwirtschaftsgesetz).

Das Verhalten deutscher Unternehmen, 
die sich dennoch EU-rechtswidrig den US-
amerikanischen Sanktionen unterwerfen, 
um ihren Ausschluss vom US-Markt zu 
vermeiden, hat in jüngerer Zeit zu einer 
Vielzahl gerichtlicher Streitigkeiten 
geführt. Das prominenteste Beispiel ist 
der Fall, den nun der EuGH verhandelt. In 
diesem Verfahren (Rechtssache C-124/20, 
Bank Melli Iran, Aktiengesellschaft nach 
iranischem Recht gegen Telekom 
Deutschland GmbH) merkt Generalan-
walt Hogan in seinen Schlussanträgen 
vom 12. Mai 2021 zunächst an, der Sach-
verhalt zeige plastisch, dass „die Anwen-
dung der Blocking-Verordnung eine Reihe 
bislang ungelöster rechtlicher Probleme 
und vielfältige äußerst praktische Probleme 
auf(wirft), u.a. nicht zuletzt, dass europäi-
sche Unternehmen sich mit unmöglichen, 
und durchaus ungerechten, Dilemmata 
konfrontiert sehen, die sich aus der Anwen-
dung zweier verschiedener und miteinan-
der in unmittelbarem Widerspruch stehen-
der rechtlicher Regelungen ergeben“.

Antworten des Generalanwalts

Der Generalanwalt stellt allerdings klar, 
dass das Verbot der Blocking-Verordnung 
weitreichend angewendet werden müsse. 
Dies ergebe sich insbesondere sowohl 
aus dem Wortlaut der Blocking-Verord-
nung als auch aus dem mit dem EU-
Gesetz verfolgten, vom Unionsgesetzge-
ber in den Erwägungsgründen und den 
materiell-rechtlichen Bestimmungen zum 

Ausdruck gebrachten Ziel: Auswirkungen 
der extraterritorialen Gesetze entgegen-
zuwirken sowie europäische Unterneh-
men und indirekt auch die nationale 
Hoheitsgewalt der Mitgliedstaaten vor 
den völkerrechtswidrigen US-Rechtsvor-
schriften zu schützen. Dieses Ziel habe 
der EuGH umzusetzen. Die Antworten des 
Generalanwalts sind daher daran orien-
tiert, dem unionsrechtlichen Verbot nach 
Art. 5 Abs. 1 Blocking-Verordnung prakti-
sche Wirksamkeit („effet utile“) zu verlei-
hen. Unter Anwendung der klassischen 
Auslegungsregeln schlägt Hogan fol-
gende Antworten auf die Fragen des  
HansOLG vor: 

1. Art. 5 Abs. 1 der Verordnung (EG) 
Nr.  2271/96 des Rates vom 22. November 
1996 zum Schutz vor den Auswirkungen der 
extraterritorialen Anwendung von einem 
Drittland erlassener Rechtsakte sowie von 
darauf beruhenden oder sich daraus erge-
benden Maßnahmen ist dahin auszulegen, 
dass er nicht nur dann Anwendung findet, 
wenn einer Person im Sinne von Art. 11 der 
Verordnung seitens der Behörden oder der 
Justiz eines Landes, dessen Gesetze und 
Rechtsvorschriften im Anhang der Verord-
nung aufgeführt sind, direkt oder indirekt 
Anweisungen erteilt worden sind. Das in 
dieser Bestimmung enthaltene Verbot fin-
det somit auch dann Anwendung, wenn ein 
Wirtschaftsteilnehmer solchen Rechtsvor-
schriften nachkommt, ohne hierzu vorher 
durch eine ausländische Stelle der Verwal-
tung oder der Justiz verpflichtet worden zu 
sein.

Der Generalanwalt veranschaulicht insbe-
sondere das gegenteilige Szenario, 
wonach die Blocking-Verordnung nur 
dann Anwendung finden würde, wenn 
die Vertragspartei von den ausländischen 
Behörden förmlich zur Einstellung der 
Geschäftstätigkeiten angewiesen wäre: 
Ein sorgfältig agierender Wirtschaftsteil-
nehmer, der sich an alle sich aus seinem 
rechtlichen Umfeld ergebenden rechtli-
chen Beschränkungen hält, würde sich 
bereits auf die potenzielle Geltung der 
US-Sanktionsvorschriften berufen, um 
damit eine Nichterfüllung oder einen 
Rücktritt seiner vertraglichen Verpflich-
tungen zu rechtfertigen. Dann würden 
die mit der Blocking-Verordnung verfolg-
ten Ziele aber nicht erreicht, weshalb das 
Verbot bereits ab dem Zeitpunkt der Exis-
tenz der US-Sanktionsvorschriften greifen 
soll.

2. Art. 5 Abs. 1 der Verordnung Nr. 2271/96 
ist dahin auszulegen, dass er einer Ausle-
gung des nationalen Rechts entgegensteht, 
wonach eine Person im Sinne von Art. 11 
dieser Verordnung ein Dauerschuldverhält-
nis mit einem Vertragspartner, der vom US-
amerikanischen Office of Foreign Assets 
Control auf der Specially-Designated-Natio-
nals-and-Blocked-Persons-Liste geführt 
wird, kündigen kann, ohne seine Entschei-
dung zur Kündigung dieser Verträge je 
rechtfertigen zu müssen.

Nach Rechtsauffassung des Generalan-
walts verpflichtet Art. 5 Abs. 1 Blocking-
Verordnung die Mitgliedstaaten, eine Aus-
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nahme von der Vertragsfreiheit 
vorzusehen, wenn der Vertrag mit einer 
vom OFAC sanktionierten Person abge-
schlossen wurde. In diesem besonderen 
Fall müsse ein Grund angegeben werden, 
um feststellen zu können, ob die Kündi-
gung durch die Existenz der im Anhang 
der Blocking-Verordnung aufgeführten 
Gesetze motiviert ist. Anderenfalls könnte 
ein Unternehmen sich stillschweigend 
dafür entscheiden, die US-Sanktionsvor-
schriften umzusetzen; die Motive wären 
nicht überprüfbar. Somit habe die Tele-
kom Deutschland GmbH als Beklagte zu 
belegen, dass es einen anderen objektiven 
Grund für die Kündigung der Verträge 
gab, als den Umstand, dass die Bank Melli 
Iran US-Sanktionen unterlag; es sei Sache 
des vorlegenden HansOLG, diese Gründe 
auf ihre Richtigkeit zu überprüfen.

„Der Generalanwalt sieht die  
Mitgliedstaaten bei einem Verstoß 
gegen die Blocking-Verordnung in 
der Pflicht, den Status quo ante  
wiederherzustellen, der ohne den 
Rechtsverstoß bestanden hätte.“

In einem vom OLG Köln im vergangenen 
Jahr entschiedenen ähnlich gelagerten 
Fall hatte das nordrhein-westfälische 
Gericht noch keine Zweifel hinsichtlich 
der Wirksamkeit einer ordentlichen, nicht 
begründungspflichtigen Kündigung 
eines bestehenden Vertragsverhältnisses 
(Urteil vom 7. Februar 2020, 19 U 118/19). 

Generalanwalt Hogan teilt diese Rechts-
auffassung nun im Vorabentscheidungs-
ersuchen des HansOLG nicht. Ihm zufolge 
sollen die Ziele der Blocking-Verordnung 
möglichst weitreichend durch Private 
durchgesetzt werden können.

3. Art. 5 Abs. 1 der Verordnung Nr. 2271/96 ist 
dahin auszulegen, dass das nationale 
Gericht, das in einem Fall der Nichteinhal-
tung der Bestimmungen dieses Artikels von 
einem Primärsanktionen unterliegenden Ver-
tragspartner angerufen wird, einer Person im 
Sinne von Art. 11 dieser Verordnung auferle-
gen muss, dieses Vertragsverhältnis aufrecht-
zuerhalten, auch wenn erstens Art. 5 Abs. 2 
der Verordnung restriktiv auszulegen ist, 
zweitens eine solche Anordnung möglicher-
weise in Art. 16 der Charta der Grundrechte 
der Union eingreifen kann und drittens eine 
solche Person daher Gefahr läuft, dass die 
Behörden, die für die Anwendung eines der 
im Anhang der Verordnung aufgeführten 
Gesetze zuständig sind, schwere Strafmaß-
nahmen gegen sie verhängen.

Der Generalanwalt sieht die Mitgliedstaa-
ten bei einem Verstoß gegen die Blo-
cking-Verordnung in der Pflicht, den Sta-
tus quo ante wiederherzustellen, der 
ohne den Rechtsverstoß bestanden hätte. 
Denn das deutlich in Art. 5 Abs. 1 Blo-
cking-Verordnung formulierte Verbot 
würde verfälscht, wenn ein Verstoß schon 
durch die Zahlung einer pauschalen Ent-
schädigung (wie etwa eines Bußgeldes) 
geahndet werden könnte. Ein milderes 
Mittel als die Herstellung des Status quo 

ante sieht der Generalanwalt nicht. Wei-
terhin bejaht er auch die Verhältnismäßig-
keit einer solchen Maßnahme: Der EuGH 
habe bereits in anderen Fällen anerkannt, 
dass die von der EU zu Zwecken der 
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspo- 
litik ergriffenen Maßnahmen „Auswirkun-
gen [haben können], die die Eigentums-
rechte und die freie Berufsausübung beein-
trächtigen, und … dadurch Parteien 
[schädigen], die für die Situation, die zum 
Erlass der Sanktionen geführt hat, nicht ver-
antwortlich sind“. Außerdem verweist der 
Generalanwalt noch auf den Befreiungs-
mechanismus nach Art. 5 Abs. 2 der Blo-
cking-Verordnung. Demnach kann ein 
Wirtschaftsteilnehmer eine Befreiung 
vom Verbot nach Art. 5 Abs. 1 beantragen, 
insbesondere soweit anderenfalls seine 
Interessen oder die der Union schwer 
geschädigt würden. 

„Ein sehr grobes Instrument“

Generalanwalt Hogan vertritt in seinen 
Schlussanträgen die Rechtsauffassung, 
dass das Verbot der Blocking-Verordnung 
weitreichend angewendet werden muss. 
Er macht dabei an zahlreichen Stellen 
deutlich, dass sich dies aus seiner Sicht 
zwar aus dem Rechtstext ergebe und es 
die Aufgabe des EuGH sei, „dem Wort des 
ordnungsgemäß erlassenen Gesetzes Wir-
kung zu verleihen“. In politischer Hinsicht 
hält er aber die Grundentscheidung des 
europäischen Gesetzgebers für wenig 
befriedigend: „Abschließend komme ich 

nicht umhin, festzustellen, dass es mir keine 
besondere Freude bereitet, zu diesem kon-
kreten Ergebnis zu gelangen.“ Die Blocking-
Verordnung sei „ein sehr grobes Instru-
ment“. Es komme  „durch derartige 
Rechtsvorschriften zu einer ungewöhnli-
chen und übergriffigen Verdrängung regu-
lärer unternehmerischer Freiheiten“.

„Die Schlussanträge des Generalan-
walts sind als Aufruf an den  
europäischen Gesetzgeber zu  
verstehen, die Regelungen der Blo-
cking-Verordnung zu überprüfen 
und funktionsfähig anzupassen.“

Die Schlussanträge des Generalanwalts 
sind mithin auch als Aufruf an den euro-
päischen Gesetzgeber zu verstehen, die 
Regelungen der Blocking-Verordnung zu 
überprüfen und funktionsfähig anzupas-
sen, um europäische Unternehmen zu 
schützen und sie gerade nicht in eine 
„alles andere als beneidenswerte und 
nahezu unmögliche Situation“ zu bringen. 
Nach derzeitiger Gesetzeslage – und 
unter dem Eindruck der Schlussanträge 
des Generalanwalts, denen der EuGH ggf. 
folgen wird – haben sich Unternehmen 
allerdings zunächst darauf einzustellen, 
dass die Blocking-Verordnung möglicher-
weise von deutschen Gerichten künftig 
strenger angewendet werden wird, als 
dies mitunter bislang der Fall war. Das 
Urteil des EuGH wird in einigen Monaten 
erwartet.�
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Bei Investitionen in chinesische Unternehmen muss man künftig noch genauer hinschauen.
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PD Dr. Harald Hohmann
Rechtsanwalt, Kanzlei 
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Neue US- 
Sanktionen 
gegen  
chinesische 
Unternehmen
Die Bemühungen der USA, eine 
Vormachtstellung Chinas und 
seines militärisch-industriellen 
Komplexes zu verringern, haben 
im November 2020 zu den 
CCMC(Communist Chinese  
Military Companies)-Sanktionen 
der USA geführt, die jetzt in die 
CMIC(Chinese Military-Industrial 
Complex Companies List)- 
Sanktionen umbenannt wurden. 
Was bedeuten diese schwer ver-
ständlichen US-Sanktionen für 
den internationalen Handel  
mit China?

Ausgangsfall: D (ein Elektronikher-
steller) in Deutschland hat vor, sein 
Geschäft auf den chinesischen 

Markt auszuweiten. Aus diesem Grunde 
ist D auf der Suche nach einem chinesi-
schen Partner, um einen einfacheren Ein-
stieg in den Markt China zu haben. Die 
Panda Electronics Group Co. (nachfol-
gend Panda oder C) ist interessiert, mit D 
das Joint Venture JV zu gründen. An die-
sem würden D und C jeweils 50% der 
Anteile halten. Der von D zu leistende 
Beitrag würde weder gelistete Waren 
noch gelistete Technologie berühren. 
Der US-Wertanteil der von D zu liefern-
den Waren liegt deutlich unter der De-
minimis-Schwelle. Hinsichtlich der invol-
vierten Güter wäre daher eine Ausfuhr-
genehmigung Deutschlands bzw. der 
USA nicht erforderlich. Zu prüfen ist aber 
noch, ob personenbezogene Beschrän-
kungen bestehen können. Ist also eine 
solche Kooperation in China unproble-
matisch möglich?

Abwandlung: Wie ändert sich die Rechts-
lage, wenn US-Personen involviert sind, 
z.B. weil D eine US-Mutter oder eine US-
Bank hat, die in die Finanzierung eines 
solchen Geschäftes eingebunden ist?

Executive Order 13959 und  
ihre Folgen

Am 12. November 2020 unterzeichnete 
US-Präsident Donald Trump die Executive 
Order (E.O.) 13959, die 60 Tage später (am 

11. Januar 2021) in Kraft trat. Diese E.O. 
verbietet es US-Personen, sich in Transak-
tionen mit öffentlich gehandelten Wert-
papieren zu engagieren, die zu Investitio-
nen bei den gelisteten CCMC führen 
könnten. Zur Begründung berief sich 
Trump auf einen nationalen Notstand 
nach dem IEEPA (International Emergen-
cies Economic Power Act) und dem NEA 
(National Emergencies Act). Dieser Not-
stand sei durch China hervorgerufen wor-
den, weil die gelisteten CCMC Wertpa-
piere an US-Investoren verkaufen würden 
und anschließend das hierbei erzielte 
Kapital für die Entwicklung und Moderni-
sierung der chinesischen Armee investie-
ren würden. 

Die Auslegung der E.O. 13959 hat zu 
erheblichen Unsicherheiten in den USA 
geführt, vor allem zur Frage der genauen 
Auswirkungen auf US-Investoren; selbst 
die New Yorker Börse hat ihre Auslegung 
der E.O. 13959 innerhalb einer Woche 
gleich zweimal geändert. Es begann mit 
31 chinesischen Firmen, die im Anhang 
zur E.O. 13959 gelistet wurden. Es folgten 
weitere Gesellschaften, die erst mündlich 
genannt und dann auf den CCMC-Listen 
vom 28. Dezember 2020 bzw. 18. Januar 
2021 gelistet wurden. Hinzu kamen 
Gesellschaften, die nicht explizit auf der 
CCMC-Liste stehen, deren Name aber sehr 
ähnlich zu denen auf der CCMC-Liste ist 
(z.B. ist der Name China Telecom Corpora-

http://www.exportmanager-online.de
https://www.hohmann-
rechtsanwaelte.com
https://www.hohmann-
rechtsanwaelte.com


ExportManager  |  Ausgabe 5  |  9. Juni 2021  |  21

THEMEN

LIEFERN

tion Ltd. sehr ähnlich zur gelisteten China 
Telecommunications Corp.).

Am 3. Juni 2021 hat US-Präsident Joe 
Biden eine Änderungs-E.O. unterzeichnet, 
mit welcher der bisherige Inhalt der 
E.O.  13959 neu gefasst (nachfolgend 
E.O. 13959 n.F.) und die CCMC-Sanktionen 
in CMIC-Sanktionen umbenannt wurden; 
nunmehr sind 59 chinesische Firmen 
gelistet. Der wesentliche Inhalt der 
E.O. 13959 n.F. bleibt gleich, aber an eini-
gen Stellen kam es zu Präzisierungen; 
gleichzeitig sind neue FAQs veröffentlicht 
worden. Neben chinesischen Firmen des 
Verteidigungssektors können nun auch 
solche des Sektors für Überwachungs-
technologien (v.a. für die Überwachung 
von religiösen oder ethnischen Minder-
heiten) gelistet werden bzw. chinesische 
Firmen, die sich in deren Eigentum oder 
unter deren Kontrolle befinden.

Zentraler Inhalt der CMIC-Sanktionen

Angesichts der Weite der Definition des 
Begriffs „Wertpapiere“ – so ist unklar, ob 
auch Geld hierzu zählt – kann geschluss-
folgert werden, dass von US-Personen 
keine Investitionen (durch Kauf von Wert-
papieren, Aktien, Anteilen etc.) getätigt 
werden dürfen, die einer der gelisteten 
CMIC-Firmen zugutekommen könnten. 
Solche Investitionen müssen vielmehr zu 
bestimmten Stichtagen rückabgewickelt 
werden. Und hierzu dürfen Nicht-US-Per-
sonen keine Mittäterschaft leisten.

Zum Ausgangsfall und 
seiner Abwandlung

Panda ist auf der CMIC-Liste gelistet und 
mit der Gründung des JV würde Geld an 
Panda gezahlt. Im Ausgangsfall würde 
dies noch nicht zu einem Verstoß gegen 
die E.O. 13959 n.F. führen, weil hier keine 
US-Personen beteiligt sind. Denn Nicht-
US-Personen dürfen Investitionen an 
CMIC-Firmen tätigen, wenn keine US-Per-
sonen beteiligt sind. (Vorsicht ist dann 
angebracht, wenn bei D ein Entscheider 
für das Tages-, Export- oder Investitions-
geschäft von D ein Greencard-Inhaber 
wäre, dann müsste geprüft werden, ob 
hierfür D insgesamt als US-Person ange-
sehen werden kann). 

In der Abwandlung des Ausgangsfalles 
bedeutet dies Folgendes: Hier sind US-
Personen in diese Investition involviert. 
Und diese dürfen (außer bei bestimmten 
zulässig bleibenden Unterstützungs-
handlungen) keine Investitionen täti-
gen, die einer der CMIC-Firmen – u.a. 
Panda – zugutekommen könnten. Hier-
gegen verstoßen die involvierten US-
Personen, und D leistet hierzu Mittäter-
schaft, obwohl ein Umgehungsverbot 
der E.O. auch für Nicht-US-Personen 
besteht. Bei fahrlässigem Verstoß dro-
hen hier US-Geldbußen von bis zu 
250.000 USD (oder zweifacher Wert der 
Transaktion), bei vorsätzlichem Verstoß 
kriminelle Geldstrafen bis zu 1 Mio USD 
und/oder eine Freiheitsstrafe von bis zu 
20 Jahren.

Risiken nach dem Recht Chinas

Wenn EU-Unternehmen diese unilatera-
len US-Sanktionen einhalten und hier-
durch chinesische Unternehmen schädi-
gen, ist nicht ausgeschlossen, dass diese 
nach der chinesischen Blocking-VO Scha-
densersatz verlangen könnten. Nach der 
MOFCOM Order 4/2020 ist auch nicht aus-
geschlossen, dass EU-Unternehmen, die 
diese extraterritorialen US-Sanktionen 
befolgen, auf der „Unreliable Entity List“ 
aufgeführt werden könnten. Die mögli-
chen Folgen einer solchen Listung wären 
weitreichend: Export- und Importverbote 
für China, Investitionsbeschränkungen für 
China, Einreise- und Arbeitsverbote für 
Mitarbeiter, Geldbußen bei entsprechen-
der Schwere.

Resümee

Die CMIC-Sanktionen führen dazu, dass 
sämtliche Investitionen, die den geliste-
ten Firmen zugutekommen könnten, für 
US-Personen verboten sind; hierzu dürfen 
Nicht-US-Personen keine Unterstützun-
gen leisten, weil sie sonst wegen Mittäter-
schaft haften. Es handelt sich im Zweifel 
nicht um ein Bereitstellungsverbot, weil 
ein Kauf oder Verkauf von Gütern bei die-
sen chinesischen Firmen bzw. an diese Fir-
men noch möglich ist; aber bei einer 
Bereitstellung von Geld müsste schon 
sorgfältig geprüft werden, zu welchem 
Zweck es überreicht wird, und vor allem, 
ob dies einem verbotenen Investitions-

zweck dienen könnte. Die Auslegung die-
ser Sanktionen ist aufgrund ihrer Intrans-
parenz herausfordernd: 

Erstens: Zwar ist der für die CCMC-Liste 
geltende Grundsatz, dass auch Firmen mit 
ähnlichen Namen betroffen sind, für die 
CMIC-Liste glücklicherweise aufgegeben 
worden, aber auch die CMIC-Sanktionen 
besagen, dass es weitere chinesische Fir-
men als die gelisteten treffen kann, wenn 
eine entsprechende Äußerung des US-
Finanzministers vorliegt. 

Zweitens sind die meisten Softwareanbie-
ter nicht in der Lage, diese US-Sanktionen 
abzubilden, sodass diese Listung manuell 
überprüft werden muss. 

Hinzu kommt, dass es zu Herausforderun-
gen bzgl. des Antiboykottrechts kommt. 
Gegenwärtig ist klar, dass diese US-Sank-
tionen nicht von der EU-Antiboykott-VO 
erfasst sind (hierzu müsste deren Anwen-
dungsbereich erweitert werden – es stellt 
sich die Frage, ob die EU-Kommission 
genau dies machen soll). Diskutiert wer-
den kann, welche Bedeutung hierfür 
§ 7 AWV hat und welche Bedeutung hier-
für später das chinesische Antiboykott-
recht (nach Erlass entsprechender Durch-
führungsverordnungen) haben wird.

Wegen aktueller Hinweise zum EU-Expor-
trecht vgl. HIER und wegen Hinweisen 
zum Handel mit China vgl. HIER.�
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